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Der Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 12. Januar 2017 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 25. September 2017 verurteilt, die
GesundheitsstÃ¶rung posttraumatische BelastungsstÃ¶rung als SchÃ¤digungsfolge
nach dem OEG anzuerkennen und ab 24. April 2015 eine Versorgung nach dem
Grad der SchÃ¤digung von 70 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu
tragen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt OpferentschÃ¤digung fÃ¼r erlittene Misshandlungen und
sexuellen Missbrauch in einem katholischen Kinderheim und einer
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AusbildungsstÃ¤tte in D-Stadt in der Zeit von 1963 bis 1975.

Der KlÃ¤ger wurde 1957 in E-Stadt geboren, als Kind einer 22 Jahre alten Deutschen
und eines amerikanischen Soldaten. Der Vormundschaftsakte des Amtsgerichts
Mainz ist zu entnehmen, dass die Mutter des KlÃ¤gers "seit Jahren keiner
geregelten Arbeit mehr nachgegangen ist und sich von Amerikanern aushalten
lieÃ�". Sie unterhielt "laufend Beziehungen zu amerikanischen Soldaten" und hatte
drei nichteheliche Kinder. Die beiden Ã¤lteren BrÃ¼der des KlÃ¤gers wurden 1954
und 1956 geboren. Am 3. Januar 1959 griff die Polizei den KlÃ¤ger zusammen mit
seinem Bruder E. in einer Kneipe in E-Stadt auf. Er kam dann zunÃ¤chst in das
StÃ¤dtische SÃ¤uglingsheim in E-Stadt. Seine Mutter musste mehrere
mehrwÃ¶chige Haftstrafen verbÃ¼Ã�en und hatte keinen Kontakt mehr zu ihren
SÃ¶hnen, sie zahlte auch keinen Unterhalt. Der mittlere Bruder F. wurde von seinem
leiblichen Vater aufgenommen und adoptiert. Er lebt mit der Familie des Vaters in
den USA. Die beiden anderen Kinder wurden zur "Heimpflege gegeben".

Im MÃ¤rz 1960 kam der KlÃ¤ger vom StÃ¤dtischen SÃ¤uglingsheim E-Stadt in ein
Schwesternheim in G-Stadt. Dort hielt er sich bis Februar 1962 auf. Dann kam er
von Februar 1962 bis November 1962 in eine Pflegefamilie in E-Stadt und
anschlieÃ�end in der Zeit vom 28. November 1962 bis 21. MÃ¤rz 1963 in das
StÃ¤dtische Kinderheim in E-Stadt.

Am 21. MÃ¤rz 1963 wurde der KlÃ¤ger im Alter von 5 Â½ Jahren im katholischen
Kinderheim in der D-StraÃ�e in D-Stadt aufgenommen. Das Kinderheim wurde von
den H. Schwestern gefÃ¼hrt. Etwa 10 bis15 Schwestern waren fÃ¼r die Kinder
zustÃ¤ndig. Der KlÃ¤ger lebte bis zum 4. September 1972 in dem Kinderheim, das
geht aus einem Auszug des Belegbuchs fÃ¼r die damalige Zeit der Einrichtung
hervor. Mit Beschluss des Amtsgerichts Mainz vom 6. Mai 1964 wurde der Mutter
das Personensorgerecht fÃ¼r den KlÃ¤ger und seinen Bruder E. wegen
"VernachlÃ¤ssigung" entzogen. In einem Bericht der Heimleiterin, Schwester I., vom
21. November 1967 schilderte sie, dass der KlÃ¤ger sich schnell und gut
eingewÃ¶hnt habe. Er nÃ¤sse jedoch noch fast jede Nacht ein, trotz Wecken und
Vermeidung von FlÃ¼ssigkeiten am Abend. Er habe das fÃ¼r einen BettnÃ¤sser
typische blasse Aussehen. Er habe ein weiches GemÃ¼t, sei freundlich, werde
schnell mutlos und zornig. Man erlebe selten ein so zorniges Kind, wie diesen
Buben. Der KlÃ¤ger sei dort ganz zu Hause, es schauten keine Mutter oder
sonstigen AngehÃ¶rigen nach ihm. Sie seien sehr froh, dass sein Taufpate, ein D-
Stadter Herr, ihn immer wieder besuche und ihn mit kleinen Geschenken erfreue. So
wisse der KlÃ¤ger, der besonders liebesbedÃ¼rftig sei, dass doch noch jemand
auÃ�erhalb des Heimes an ihn denke. In einem weiteren Bericht vom 24.
September 1968 fÃ¼hrte Schwester I. aus, der KlÃ¤ger habe jetzt eine stabilere
Gesundheit, nÃ¤sse aber noch oft nachts ein. Von seinen AngehÃ¶rigen bekomme
er nie ein Lebenszeichen. Es sei auch sehr zu bedauern, dass sein "groÃ�er Freund",
sein Taufpate, nicht mehr in D-Stadt wohne. Auch in weiteren Berichten des
Kinderheims, wird von hÃ¤ufigem nÃ¤chtlichen EinnÃ¤ssen und keinem familiÃ¤ren
Kontakt des KlÃ¤gers berichtet. Mit Beschluss des Amtsgerichts Mainz vom 21.
August 1970 wurde der Mutter des KlÃ¤gers die "elterliche Gewalt" Ã¼ber ihn und
seinen Bruder E. entzogen und das StÃ¤dtische Jugendamt Mainz als Vormund
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bestellt. Im August 1975 wurde die Amtsvormundschaft nach Erreichen der
VolljÃ¤hrigkeit des KlÃ¤gers beendet.

Der KlÃ¤ger beschreibt die Jahre im Kinderheim in D-Stadt als "Zeit des stÃ¤ndigen
Missbrauchs". Als TÃ¤ter gibt der KlÃ¤ger insbesondere den damaligen
Domkapitular PrÃ¤lat Dr. K. K. an, der sich alleine, sowie auch zusammen mit
anderen Personen an ihm und anderen Kindern vergangen habe. Hochgerechnet auf
die Jahre seines Aufenthalts im Kinderheim geht der KlÃ¤ger von 1000
MissbrauchsfÃ¤llen aus, sowie weiteren 300 MissbrauchsfÃ¤llen wÃ¤hrend seiner
nachfolgenden Ausbildung in einer BÃ¤ckerei durch einen dortigen Gesellen, der
zuvor selbst in dem katholischen Kinderheim in der D-StraÃ�e gelebt hatte. Seine
Erlebnisse hat der KlÃ¤ger auf der Internet-Seite www.xxxxx.eu dokumentiert.

Als weiteren Vorfall schildert der KlÃ¤ger, im September 1970 ein ihm bekanntes
MÃ¤dchen erhÃ¤ngt aufgefunden zu haben. Das MÃ¤dchen sei schwanger gewesen
und eines Tages beim Abendessen vermisst worden. Er habe nach ihr gesucht und
sie dann auf dem Speicher erhÃ¤ngt aufgefunden. Er sei nach unten in den
Essensraum gegangen und habe den Nonnen Bescheid gesagt. Die einzige Reaktion
sei gewesen, dass er still sein und nichts sagen sollte. Wochen vorher sei er mit
dem MÃ¤dchen bei der Polizei und anderen BehÃ¶rden gewesen, um den
Missbrauch anzuzeigen, es habe ihnen aber niemand geglaubt und sie seien stets
zurÃ¼ck ins Heim geschickt worden. Er sei davon Ã¼berzeugt, dass sich das
MÃ¤dchen nicht selbst aufgehÃ¤ngt habe, es sei nirgends eine Aufstiegshilfe zu
sehen gewesen, die es dem MÃ¤dchen ermÃ¶glicht hÃ¤tte, selbst den Strick bzw.
Schal an dem Balken anzubringen und sich dann selbst zu erhÃ¤ngen.

Vom 4. September 1972 bis 13. Juni 1975 absolvierte der KlÃ¤ger eine
BÃ¤ckerausbildung in der BÃ¤ckerei L. in D-Stadt. Dort wohnte er auch. Dazu gab
der KlÃ¤ger an, sein Bett habe in einem Durchgangszimmer gestanden, dahinter
habe sich das Zimmer des 10 Jahre Ã¤lteren BÃ¤ckergesellen befunden, der ihn
mindestens einmal pro Woche missbraucht habe, bis er ihn zusammengeschlagen
habe.

Am 21. September 2011 fand eine AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers vor dem BischÃ¶flichen
Beauftragten, Leitender Kriminaldirektor a.D. N. N. im PolizeiprÃ¤sidium
Ludwigshafen statt. Dabei berichtete der KlÃ¤ger, dass er im Kinderheim in D-Stadt
zwangsgetauft worden sei. Sein Taufpate sei ein taubstummer Herr gewesen. Alle
Jungen hÃ¤tten Messdiener werden mÃ¼ssen. Er habe das damals nicht gewollt,
das habe aber keine Rolle gespielt. In der Zeit als Ministrant, im Alter von 10-11
Jahren, habe der Missbrauch systematisch angefangen. Er sei als Ministrant im Dom
eingesetzt worden und dort einem PrÃ¤laten zugeordnet worden. Der Priester sei
gleichzeitig sein Beichtvater gewesen, so sei der "Kreis immer geschlossen gehalten
worden". Dies sei Dr. K. gewesen. Er habe ihn mit in seine Wohnung genommen und
sei anal und oral in ihn eingedrungen. Dabei habe er auf seiner Kniebank knien
mÃ¼ssen. Ein- bis zweimal im Monat habe er zu ihm kommen mÃ¼ssen. Es sei
immer ein Vorwand gesucht worden, damit er zu ihm kommen musste (z.B. Hilfe im
Garten). Er habe nie zu ihm gehen wollen, aber die Nonnen hÃ¤tten ihn "regelrecht
hingeschleppt", irgendwann habe er die Gegenwehr aufgegeben und alles Ã¼ber
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sich ergehen lassen. Manchmal seien zu Dr. K. noch andere Priester
dazugekommen. Einmal hÃ¤tten ihn 3 Priester auf einmal missbraucht. Alle seien
oral und anal in ihn eingedrungen und hÃ¤tten "ihre Sexspielchen" mit ihm
gemacht. Vom Bistum D-Stadt erhielt der KlÃ¤ger eine Zahlung "in Anerkennung
des Leids" in HÃ¶he von 15.000 EUR.

Im April 2012 stellte der KlÃ¤ger Strafanzeigen bei der Staatsanwaltschaft
Frankenthal und der Staatsanwaltschaft Mainz. Die Verfahren wurden im September
2012 wegen VerjÃ¤hrung eingestellt (Â§ 170 Abs. 2 StPO).

SchlieÃ�lich beantragte der KlÃ¤ger am 24. April 2015 beim Beklagten die
GewÃ¤hrung von BeschÃ¤digtenversorgung nach dem OpferentschÃ¤digungsgesetz
(OEG).

Der KlÃ¤ger stand in der Zeit ab der Antragstellung bis fortdauernd laufend im
Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II). Mit Bescheid vom 12. Januar 2017 lehnte der Beklagte
den Antrag des KlÃ¤gers ab, es kÃ¶nne nicht als erwiesen angesehen werden, dass
der KlÃ¤ger infolge eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen, tÃ¤tlichen Angriffs gegen
seine Person eine gesundheitliche SchÃ¤digung im Sinne des Â§ 1 Abs. 1 OEG
erlitten habe. Alle anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen mÃ¼ssten zur
Ã�berzeugung des Beklagten erwiesen sein, fehle es hieran, gehe dies zu Lasten
des KlÃ¤gers. Auf der Grundlage des noch ermittelbaren Sachverhalts und der zur
VerfÃ¼gung stehenden Beweismittel, sei es unter BerÃ¼cksichtigung der
dargestellten Beweislastregeln und NachweisgrundsÃ¤tze nicht mÃ¶glich,
EntschÃ¤digungsleistungen nach dem OEG zu gewÃ¤hren.

Den dagegen eingelegten Widerspruch des KlÃ¤gers wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 25. September 2017 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte er im Wesentlichen aus, im OpferentschÃ¤digungsgesetz mÃ¼ssten die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Voraussetzungen feststehen. Erst wenn die Tat, die
gesundheitliche SchÃ¤digung und die SchÃ¤digungsfolge selbst bewiesen seien,
kÃ¶nne die sogenannte KausalitÃ¤t zwischen Tat und gesundheitlicher SchÃ¤digung
geprÃ¼ft werden. Im OEG gelte grundsÃ¤tzlich der MaÃ�stab des Vollbeweises, d.h.
die anspruchsbegrÃ¼ndenden Voraussetzungen mÃ¼ssten mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit feststehen. Hierzu bedÃ¼rfe es objektiver
Beweismittel. Solche seien nicht (mehr) beizuziehen. Hinsichtlich der angegebenen
Ereignisse im Kinderheim, habe eine Nachfrage bei den H. Schwestern, die das
Heim gefÃ¼hrt hatten, ergeben, dass dort keine Unterlagen mehr vorhanden seien.
Der der Taten beschuldigte PrÃ¤lat Dr. K. sei bereits verstorben. Zeitnahe
medizinische Unterlagen lÃ¤gen nicht (mehr) vor. Die Staatsanwaltschaft habe ein
auf Antrag des KlÃ¤gers im Jahr 2012 eingeleitetes Ermittlungsverfahren aus
GrÃ¼nden des Verfolgungshindernisses der VerjÃ¤hrung einstellen mÃ¼ssen. Das
gleiche gelte fÃ¼r die in der Ausbildung geltend gemachten Ereignisse. Die
Eheleute L. hÃ¤tten angegeben, dass ihnen von sexuellen Ã�bergriffen nichts
bekannt sei und Unterlagen nicht mehr vorhanden seien. Der insoweit beschuldigte
Herr O. sei verstorben. Die Staatsanwaltschaft habe auch hier das Verfahren
einstellen mÃ¼ssen. Objektive Beweismittel lÃ¤gen nicht vor. Damit sei eine an
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Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit auszuschlieÃ�en. Da zudem ein
zeitbedingter Beweisverlust nicht ausgeschlossen werden kÃ¶nne, scheide die
Annahme der Beweiserleichterung der Glaubhaftmachung nach der Rechtsprechung
aus. Derjenige, der erst nach Jahrzehnten einen Antrag auf Versorgung stelle, habe
den mit dem Zeitverlust einhergehenden Verlust von Beweismitteln zu tragen.

Mit der am 23. Oktober 2017 erhobenen Klage macht der KlÃ¤ger geltend, der
Beklagte begrÃ¼nde seine Ablehnung im Wesentlichen damit, dass die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Voraussetzungen, insbesondere hier die Tat selbst, nicht
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststÃ¼nden und es objektiver
Beweismittel bedÃ¼rfe. Hierbei verkenne der Beklagte, dass dies einen zu hohen
Anspruch an die Frage der Feststellung der Tat stelle. Allein die Tatsache, dass der
KlÃ¤ger nicht alleine behaupte, Opfer von Straftaten im Kinderheim geworden zu
sein, fÃ¼hre dazu, dass die anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen mit der
erforderlichen Sicherheit nachgewiesen seien. Seines Wissens nach habe es im
Bistum D-Stadt xx VerdachtsfÃ¤lle gegeben, bei denen in 31 FÃ¤llen finanzielle
Leistungen Ã¼bernommen worden seien. DarÃ¼ber hinaus hÃ¤tten sich die H.
Schwestern gegenÃ¼ber Herrn P. entschuldigt, was ebenfalls mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit auf gleichartige Taten hindeute. Die Nonnen hÃ¤tten den
KlÃ¤ger und den Zeugen P. einem Pater in D-Stadt zugefÃ¼hrt. Dort sei der
sexuelle Missbrauch erfolgt. HierfÃ¼r stehe P. P. als Zeuge zur VerfÃ¼gung, auch
Q. Q. stehe als Zeuge zur VerfÃ¼gung. Aus diesen ZusammenhÃ¤ngen ergÃ¤be
sich, dass der KlÃ¤ger nicht alleine von sexuellen Ã�bergriffen zu seinem Nachteil
spreche, sondern, dass durchaus andere Zeugen vorhanden seien, die diese
Ã�bergriffe zu ihren Nachteilen bestÃ¤tigten.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Beklagten zu verpflichten, unter Aufhebung des Bescheides vom 12. Januar
2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. September 2017 dem KlÃ¤ger
Leistungen nach dem OEG zu gewÃ¤hren,

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er nimmt Bezug auf die AusfÃ¼hrungen in den angefochtenen
Verwaltungsentscheidungen. Er fÃ¼hrt weiter aus, es sei nicht ausreichend, dass
auch andere Personen Straftaten geltend machen wÃ¼rden. Der Nachweis eines
vorsÃ¤tzlichen rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs sei nicht allgemein, sondern nur
konkret in Bezug auf eine Person festzustellen. Die mit der Klage nur noch
allgemein geltend gemachten Straftaten in dem Kinderheim zu Lasten des KlÃ¤gers
seien nicht bewiesen. Bei einem nicht auszuschlieÃ�enden zeitbedingten Verlust
von Beweismitteln, kÃ¶nne von dem MaÃ�stab des Vollbeweises nicht abgewichen
werden. Er macht zudem geltend, aus den eingegangen Unterlagen und Antworten
ergÃ¤ben sich keine neuen Gesichtspunkte, die das Vorliegen der
anspruchsbegrÃ¼ndenden Voraussetzungen eines vorsÃ¤tzlich rechtswidrigen
tÃ¤tlichen Angriffs in Bezug auf den KlÃ¤ger beweisen kÃ¶nnten. Das Fehlen der
Nachweislichkeit gehe zu Lasten des KlÃ¤gers. Das Gericht hat zur weiteren
AufklÃ¤rung des Sachverhalts bei der Landeshauptstadt Mainz (Jugendamt), beim

                             5 / 22



 

Amtsgericht Mainz (Vormundschaftsgericht), beim Amtsgericht Speyer
(Vormundschaftsgericht) und bei der Stadt Speyer (Jugendamt) Akten Ã¼ber den
KlÃ¤ger angefordert.

Die Stadt Mainz Ã¼bersandte am 30. August 2018 die dort gefÃ¼hrten
Amtsvormundschaftsakten Ã¼ber den KlÃ¤ger (2 BÃ¤nde). Wegen der Einzelheiten
wird auf den Inhalt der Jugendamtsakten Bezug genommen.

Das Amtsgericht Mainz legte mit Schreiben vom 3. September 2018 die
Vormundschaftsakte Ã¼ber den KlÃ¤ger vor (1 Band). Wegen der Einzelheiten wird
auf den Inhalt der Vormundschaftsakte Bezug genommen.

Das Amtsgericht Speyer teilte mit Schreiben vom 27. August 2018 mit, ebenso wie
die Stadt Speyer mit Schreiben vom 25. September 2018, dass Ã¼ber den KlÃ¤ger
keine Akte vorhanden sei und Ã¼ber FÃ¤lle von Misshandlungen oder Missbrauch
im Kinderheim D StraÃ�e in D-Stadt keine Erkenntnisse vorlÃ¤gen.

Das Gericht hat auÃ�erdem bei den Schwestern vom XX. in NÃ¼rnberg versucht,
Unterlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger bzw. AuskÃ¼nfte Ã¼ber Misshandlungen und
MissbrauchsfÃ¤lle im Kinderheim D-StraÃ�e / D-Stadt zu bekommen, sowie eine
Anfrage an den Missbrauchsbeauftragten des Bistums D-Stadt gerichtet.

Der Missbrauchsbeauftragte des Bistums D-Stadt (R. R.) teilte mit Schreiben vom
31. August 2018 mit, es lÃ¤ngen Informationen Ã¼ber Misshandlungen und
Missbrauch im Kinderheim D-StraÃ�e in D-Stadt vor. Nach seinen Informationen
habe es 4 Verfahren gegeben, es sei auf weitere FÃ¤lle hingewiesen worden, Ã¼ber
die 4 Betroffenen hinaus habe sich aber niemand an sie gewandt. Das Kinderheim
in der D-StraÃ�e sei von den H. Schwestern gefÃ¼hrt und im Jahr 2000 geschlossen
worden. Akten hÃ¤tten nicht mehr gefunden werden kÃ¶nnen. Bei AnhÃ¶rungen
noch lebender Schwestern hÃ¤tten einige wenige Informationen gewonnen werden
kÃ¶nnen. So seien Fotos, auf denen der KlÃ¤ger zu sehen sei, gefunden und an ihn
Ã¼bergeben worden. Sie belegten zusammen mit einer ebenfalls aufgefundenen
Namensliste seine Anwesenheit im Heim. Die angehÃ¶rten Schwestern hÃ¤tten
mitgeteilt, Akten seien bei den zustÃ¤ndigen JugendÃ¤mtern gefÃ¼hrt worden.
Insoweit seien effiziente Recherchen nicht zu erwarten, da mehrere Betroffene
berichtet hÃ¤tten, Besuche des Vormunds im Heim hÃ¤tten nie stattgefunden.
Ã�ber an den Kindern vorgenommene Medikamentenversuche sei ihm nichts
bekannt. Mit Schreiben vom 12. September 2018 teilte der Missbrauchsbeauftragte
der H. Schwestern (S. S.) mit, dass keine Unterlagen zum Aufenthalt von Kindern im
Kinderheim D-StraÃ�e / D-Stadt vorlÃ¤gen. Ihm seien nur Schilderungen des
KlÃ¤gers bekannt, andere ZÃ¶glinge des damaligen Heims in D-Stadt hÃ¤tten sich
nicht an ihn gewandt. Ob Untersuchungen zu den VerhÃ¤ltnissen im Kinderheim
stattgefunden hÃ¤tten, sei ihm nicht bekannt. Befragt worden seien, neben dem
KlÃ¤ger, soweit noch mÃ¶glich, damals dort tÃ¤tige Schwestern des Ordens. Diese
hÃ¤tten die Behauptungen des KlÃ¤gers nicht bestÃ¤tigt. Wegen der vom KlÃ¤ger
behaupteten SelbsttÃ¶tung eines MÃ¤dchens im Kinderheim seien Anfragen an die
Polizei und die zustÃ¤ndige Staatsanwaltschaft gerichtet worden, aber ergebnislos
geblieben. Von Medikamentenversuchen an Kindern sei ihm nichts bekannt. Im
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Ã�brigen sei der Kontakt zu dem KlÃ¤ger beendet worden.

Mit Schreiben vom 4. April 2019 teilte das Bistum D-Stadt durch den Justitiar T. T.
mit, die frÃ¼here Aussage, dass keine verifizierbaren Erkenntnisse Ã¼ber das
Kinderheim "D-StraÃ�e" vorlÃ¤gen, mÃ¼sse mittlerweile korrigiert werden, denn
aufgrund eines Aktenfundes kÃ¶nne zumindest die Betreuung des KlÃ¤gers in
besagter Einrichtung nachgewiesen werden. Ferner hÃ¤tten jÃ¼ngste
Zeugenaussagen eine TÃ¤terschaft des auch vom KlÃ¤ger benannten verstorbenen
PrÃ¤laten Dr. K. K. in anderen FÃ¤llen bestÃ¤tigt. Sie gingen daher davon aus, dass
auch der KlÃ¤ger Opfer dieses Herrn geworden sei. Es werde angeregt, diese neuen
Erkenntnisse zum Gegenstand der Entscheidungsfindung zu machen. Auf Nachfrage
des Gerichts wurde eine Kopie aus dem Belegungsbuch des damaligen Kinderheims
"D StraÃ�e" Ã¼bersandt, darÃ¼ber hinaus war das Bistum D-Stadt nicht dazu
bereit, die Aktenfunde vorzulegen oder die Namen der Zeugen zu benennen, um
eine Retraumatisierung zu vermeiden. Es hÃ¤tten sich zwei weitere Betroffene bei
ihren Ansprechpartnern fÃ¼r sexuellen Missbrauch gemeldet, die den Dr. K. als
TÃ¤ter angaben. Beide Aussagen wÃ¼rden als glaubhaft bewertet. Eine Aussage
betreffend konkreter Missbrauchshandlungen des Dr. K. zu Lasten des KlÃ¤gers
kÃ¶nnten diese Personen denknotwendig nicht treffen, da der TÃ¤ter in diesen
FÃ¤llen keine Zeugen bei seinen Taten zugelassen habe. Das Bistum gehe in seiner
Verwaltungspraxis im Zusammenhang mit der Bearbeitung sog. "AntrÃ¤ge in
Anerkennung des Leids" nach den Richtlinien der Deutschen Bischofskonferenz
davon aus, dass bei verstorbenen mutmaÃ�lichen TÃ¤tern, die von mehr als einem
Zeugen benannt wÃ¼rden, eine Missbrauchshandlung vorliege. Dies sei hier der
Fall.

Zudem hat das Gericht die UnabhÃ¤ngige Kommission zur Aufarbeitung sexuellen
Missbrauchs in Berlin (Prof. Dr. U. U.) und den Pressesprecher der Deutschen
Bischofskonferenz (V. V.) zur Auskunftserlangung angeschrieben. Herr V. verwies
mit Schreiben vom 20. September 2018 auf die Studie des Forschungsprojekts zum
sexuellen Missbrauch vom 25. September 2018 (als Download auf www.dbk.de).
Von der UnabhÃ¤ngigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs
wurde mit Schreiben vom 22. Oktober 2018 mitgeteilt, dass keine EinzelfÃ¤lle
untersucht wÃ¼rden, sie fÃ¼hre auch keine tÃ¤terbezogenen Feststellungen durch.
Es gehe ihnen nicht darum, zu bestimmten Orten, wie einzelnen Heimen,
mÃ¶glichst viele Informationen und Betroffenenberichte zu sammeln, sondern
darum, Gemeinsamkeiten in den Erfahrungen Betroffener herauszuarbeiten sowie
hieraus SchlÃ¼sse zu ziehen und Handlungsempfehlungen zu geben. Bei der
AufklÃ¤rung eines konkreten Missbrauchs in einem katholischen Kinderheim kÃ¶nne
nicht geholfen werden.

Das Gericht hat darÃ¼ber hinaus Unterlagen Ã¼ber den KlÃ¤ger beim
Gesundheitsamt des Kreises BergstraÃ�e angefordert und einen Befundbericht bei
dem Diplom-Psychologen Dr. W. W. eingeholt.

Das Gesundheitsamt des Kreises BergstraÃ�e Ã¼bersandte am 18. Juli 2018 eine
amtsÃ¤rztliche Stellungnahme zur ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers. Daraus ergibt
sich eine eingeschrÃ¤nkte kÃ¶rperliche Belastbarkeit aufgrund von verschiedenen
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internistischen und orthopÃ¤dischen Erkrankungen, sowie eine reaktiv depressive
Verstimmung als Folge eines Traumas, weshalb immer mit kurzfristigen Fehlzeiten
gerechnet werden mÃ¼sse.

Dr. W. berichtete mit Befundbericht vom 20. Juli 2018 Ã¼ber den KlÃ¤ger, der sich
in der Zeit von November 2011 bis Dezember 2015 bei ihm in
psychotherapeutischer Behandlung befand. Er gab an, der KlÃ¤ger habe unter einer
seit Jahrzehnten bestehenden, schweren Traumafolgesymptomatik, mit
ausgeprÃ¤gtem Depersonalisations- und Derealisationserleben und einer durch die
Traumatisierung bedingten sekundÃ¤ren rezidivierenden depressiven Erkrankung
gelitten. Die Diagnosen seien zu der Behandlung mit allgemein anerkannten,
standardisierten diagnostischen Verfahren gesichert worden. Auf Grund dieser
psychischen Erkrankungen und deren chronischen Verlauf sei der KlÃ¤ger im Alltag
praktisch nicht belastbar und nur gelegentlich in sehr geringem Umfang
arbeitsfÃ¤hig, mit hÃ¤ufigen Unterbrechungen langer und vÃ¶lliger
ArbeitsunfÃ¤higkeit. Die psychopathologische Symptomatik des KlÃ¤gers sei
ursÃ¤chlich eindeutig auf langjÃ¤hrige, massive Missbrauchs- und
Gewalterfahrungen als Kind und Jugendlicher in einem katholischen Kinderheim des
Bistums D-Stadt zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Ende 2015 habe der KlÃ¤ger in psychischer
Hinsicht ausreichend alltagsstabilisiert aus der Therapie entlassen werden kÃ¶nnen.
Wenngleich sich die Symptome zwar deutlich abschwÃ¤chen lieÃ�en und der
Leidensdruck im Verlauf der Behandlung abgenommen habe, so mÃ¼sse dennoch
davon ausgegangen werden, dass der KlÃ¤ger aufgrund der
Missbrauchserfahrungen zeitlebens immer wieder rezidivierend unter
psychopathologischen Symptomen in klinisch relevantem AusmaÃ� leiden wÃ¼rde.

Das Gericht hat ein psychiatrisches Gutachten bei Prof. Dr. X. X. beauftragt, das
unter dem 26. Oktober 2019 erstattet worden ist. Der Gutachter geht nach der
Begutachtung des KlÃ¤gers davon aus, dass er wÃ¤hrend seines Aufenthalts im
katholischen Kinderheim D StraÃ�e in D-Stadt in der Zeit vom 21. MÃ¤rz 1963 bis 4.
September 1972 und wÃ¤hrend der Ausbildungszeit in der BÃ¤ckerei L. in D-Stadt
vom 4. September 1972 bis 13. Juni 1975 Misshandlungen und Missbrauch erfahren
habe. Im Kinderheim sei es zu ca. 1000-fachem sexuellen Missbrauch durch Dr. K.
und die an den Partys teilnehmenden Herren, sowie kÃ¶rperlicher Misshandlung
durch die Nonnen mit der Folge mehrfacher KnochenbrÃ¼che gekommen, in der
BÃ¤ckerei L. zu ca. 300-fachem sexuellen Missbrauch durch den Gesellen. Dabei sei
der Anteil der Auswirkungen der Missbrauchserfahrungen wÃ¤hrend der Zeit der
TÃ¤tigkeit in der BÃ¤ckerei L. als deutlich geringer einzuschÃ¤tzen als im
Kinderheim D-StraÃ�e. Auf psychiatrischem Fachgebiet lÃ¤gen bei dem KlÃ¤ger
folgende GesundheitsstÃ¶rungen vor: Eine schwere posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung (PTBS) mit mittelgradigen sozialen AnpassungsstÃ¶rungen, die
mit einem Grad der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) von 60 zu bewerten sei und eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode, fÃ¼r die
ein GdS von 30 angemessen sei. HinzukÃ¤men als im weiteren Sinne vorhandene
TraumafolgestÃ¶rungen, die mit Wahrscheinlichkeit auf die traumatischen
Erfahrungen des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgingen, Ã�bergewicht, Bluthochdruck und
Diabetes Mellitus, wofÃ¼r ein GdS von 30 in Ansatz zu bringen sei. Die
SchÃ¤digungsfolgen insgesamt bewertet der Gutachter mit einem GdS von 70
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten und des
Sachverhalts im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte, sowie der
beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten (1 Band) und der Akten des
Jugendamtes der Stadt Mainz (2 BÃ¤nde), sowie des Amtsgerichts Mainz â��
Vormundschaftsgericht â�� (1 Band) Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist auch begrÃ¼ndet. Der Bescheid des Beklagten vom 12.
Januar 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. September 2017 ist
rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Dem KlÃ¤ger steht
aufgrund in der Kindheit erlittenen sexuellen Missbrauchs und kÃ¶rperlicher
Misshandlung gegen den Beklagten ein Versorgungsanspruch nach den Â§Â§ 1, 10a
OEG zu. Deshalb war der Beklagte zu verurteilen, die entsprechenden
SchÃ¤digungsfolgen anzuerkennen und die dem KlÃ¤ger zustehende Versorgung zu
gewÃ¤hren.

Ein EntschÃ¤digungsanspruch nach dem OpferentschÃ¤digungsgesetz (OEG) setzt
zunÃ¤chst voraus, dass die allgemeinen Tatbestandsmerkmale des Â§ 1 Abs. 1 S. 1
OEG gegeben sind (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 23. April 2009, â�� B 9 VG 1/08 R -,
in juris, Rdn. 27 m.w.N.). Danach erhÃ¤lt eine natÃ¼rliche Person ("wer"), die im
Geltungsbereich des OEG durch einen vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen
Angriff eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat, wegen der gesundheitlichen
und wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung
der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes (BVG). Somit besteht der
Tatbestand des Â§ 1 Abs. 1 S. 1 OEG aus drei Gliedern (tÃ¤tlicher Angriff,
SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolgen), die durch einen Ursachenzusammenhang
miteinander verbunden sind (BSG, Urteil vom 17. April 2013, â�� B 9 V 1/12 R -, in
juris, Rdn. 25; vgl. auch Hess. LSG, Urteil vom 26. Juni 2014, L 1 VE 30/10, in juris,
Rdn. 16).

In AltfÃ¤llen, wie dem vorliegenden, bei denen SchÃ¤digungen zwischen dem
Inkrafttreten des Grundgesetzes (23. Mai 1949) und dem Inkrafttreten des OEG (16.
Mai 1976) zeitlich einzuordnen sind, mÃ¼ssen daneben noch die besonderen
Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 10 S. 2 OEG i.V.m. Â§ 10a Abs. 1 S. 1 OEG erfÃ¼llt
sein (BSG, Urteil vom 17. April 2013, â�� B 9 V 1/12 R-, in juris, Rdn. 26). Nach
dieser HÃ¤rteregelung erhalten Personen, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 15.
Mai 1976 geschÃ¤digt worden sind, auf Antrag Versorgung, solange sie allein
infolge dieser SchÃ¤digung schwerbeschÃ¤digt und bedÃ¼rftig sind und im
Geltungsbereich des OEG ihren Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt haben.

Als tÃ¤tlicher Angriff im Sinne des Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG ist grundsÃ¤tzlich eine in
feindseliger bzw. rechtsfeindlicher Willensrichtung unmittelbar auf den KÃ¶rper
eines anderen zielende gewaltsame Einwirkung anzusehen, wobei die
Angriffshandlung in aller Regel den Tatbestand einer â�� jedenfalls versuchten â��
vorsÃ¤tzlichen Straftat gegen das Leben oder die kÃ¶rperliche Unversehrtheit
erfÃ¼llt. Der tÃ¤tliche Angriff i.S. des Â§ 1 Abs. 1 S. 1 OEG zeichnet sich durch eine
kÃ¶rperliche Gewaltanwendung (TÃ¤tlichkeit) gegen eine Person aus, wirkt also
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kÃ¶rperlich (physisch) auf einen anderen ein. In FÃ¤llen des sexuellen Missbrauchs
von Kindern i.S. von Â§ 176 Strafgesetzbuch (StGB) versteht das
Bundessozialgericht den Begriff des tÃ¤tlichen Angriffs aus GrÃ¼nden des sozialen
und psychischen Schutzes der Opfer unter BerÃ¼cksichtigung von Sinn und Zweck
des OEG weiter. Insoweit kommt es nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, der sich auch der 1. Senat des Hessischen
Landessozialgerichts angeschlossen hat (Urteil vom 26. Juni 2014, -L 1 VE 30/10-, in
juris, Rdn. 18), allein darauf an, dass die Begehungsweise, also sexuelle
Handlungen, eine Straftat darstellen. Der sexuelle Missbrauch von Kindern erfÃ¤hrt
in Anlehnung an die BSG-Urteile vom 18. Oktober 1995 (Az.: 9 RVg 4/93 und 9 RVg
7/93, beide in juris) eine Sonderbehandlung insoweit, als es fÃ¼r die ErfÃ¼llung des
Gesinnungsmerkmals ausreicht, dass eine Rechtsfeindlichkeit besteht. Diese ist
bereits dann zu bejahen, wenn z.B. der Tatbestand des Â§ 176 des
Strafgesetzbuches (StGB) erfÃ¼llt ist. Die ErfÃ¼llung des Straftatbestandes
begrÃ¼ndet quasi eine unwiderlegliche Vermutung fÃ¼r einen tÃ¤tlichen Angriff. In
Abweichung von der allgemeinen Dogmatik ist es beim sexuellen Missbrauch von
Kindern nicht erforderlich, dass gerade eine feindlige Willensrichtung gegen das
Opfer festzustellen ist. Auch der "gewaltlose" sexuelle Missbrauch eines Kindes
kann ein tÃ¤tlicher Angriff i.S. des Â§ 1 Abs. 1 S. 1 OEG sein. Anders als bei rein
seelischen Misshandlungen liegen bei sexuellem Missbrauch TÃ¤tlichkeiten vor, die
gegen den KÃ¶rper des Kindes gerichtet sind.

Kein Anspruchshindernis ist weiter, dass im vorliegenden Fall die einzelnen
Missbrauchshandlungen nicht zeitlich â�� und wohl auch nicht der Art nach â��
genau fixierbar sind. Denn damit der tÃ¤tliche Angriff bejaht werden kann, braucht
seine konkrete Ausgestaltung nicht festzustehen. Es genÃ¼gt an dieser Stelle,
wenn mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststeht, dass ein tÃ¤tlicher
Angriff stattgefunden hat. Versorgungsrechtlich anerkannt wird nicht die Tat,
sondern der Gesundheitsschaden.

Hinsichtlich der entscheidungserheblichen Tatsachen kennt das soziale
EntschÃ¤digungsrecht drei BeweismaÃ�stÃ¤be. GrundsÃ¤tzlich bedÃ¼rfen die drei
Glieder der Kausalkette (schÃ¤digender Vorgang, SchÃ¤digung und
SchÃ¤digungsfolgen) des Vollbeweises. FÃ¼r die KausalitÃ¤t selbst genÃ¼gt
gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 3 BVG die Wahrscheinlichkeit. Nach MaÃ�gabe des Â§ 15 Satz 1
des Gesetzes Ã¼ber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung
(KriegsopfVwVfG), der gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 3 OEG anzuwenden ist, sind bei der
Entscheidung die Angaben des Antragstellers, die sich auf die mit der SchÃ¤digung
(also insbesondere auch mit dem tÃ¤tlichen Angriff) in Zusammenhang stehenden
Tatsachen beziehen, zugrunde zu legen, wenn sie nach den UmstÃ¤nden des Falles
glaubhaft erscheinen. FÃ¼r den Vollbeweis muss sich das Gericht die volle
Ã�berzeugung vom Vorhandensein oder Nichtvorhandensein einer Tatsache
verschaffen. Eine Sache ist bewiesen, wenn sie in so hohem Grade wahrscheinlich
ist, dass alle UmstÃ¤nde des Falles nach vernÃ¼nftiger Lebenserfahrung geeignet
sind, die volle richterliche Ã�berzeugung zu begrÃ¼nden. "Glaubhafterscheinen" im
Sinne des Â§ 15 Satz 1 KriegsopfVwVfG bzw. Glaubhaftmachung bedeutet das
Dartun einer Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit, das heiÃ�t der guten
MÃ¶glichkeit, dass sich der Vorgang so zugetragen hat, wobei durchaus gewisse
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Zweifel bestehen bleiben kÃ¶nnen. Die bloÃ�e MÃ¶glichkeit einer Tatsache reicht
dagegen nicht aus, um die Beweisanforderungen zu erfÃ¼llen (vgl. Hess. LSG, Urteil
vom 26. Juni 2014, a.a.O., Rdn. 19, m.w.N.).

Ausgehend von diesen rechtlichen Vorgaben steht dem KlÃ¤ger ein Anspruch auf
GewÃ¤hrung von Versorgungsleistungen wegen der Folgen sowohl sexuellen
Missbrauchs, wie auch kÃ¶rperlicher Misshandlungen wÃ¤hrend seines Aufenthalts
im Kinderheim in der D-StraÃ�e D-Stadt vom 21. MÃ¤rz 1963 bis 4. September 1972
und wÃ¤hrend der Ausbildungszeit bei der BÃ¤ckerei L. vom 4. September 1972 bis
13. Juni 1975 zu.

(1) In tatsÃ¤chlicher Hinsicht bestehen bei allen Mitgliedern der entscheidenden
Kammer keine ernsthaften Zweifel daran, dass die vom KlÃ¤ger beschriebenen
Misshandlungen und sexuellen MissbrÃ¤uche tatsÃ¤chlich stattgefunden haben und
die Tatbestandsvoraussetzungen des tÃ¤tlichen Angriffs erfÃ¼llt sind. Ã�ber den
tatsÃ¤chlichen Aufenthalt des KlÃ¤gers in dem von ihm benannten Heim und der
AusbildungsstÃ¤tte liegen Nachweise vor (a), die persÃ¶nlichen Angaben des
KlÃ¤gers sind glaubhaft (b), zudem liegen auch weitere Erkenntnisse zu dem vom
KlÃ¤ger in D-Stadt bewohnten Kinderheim vor (c).

(a) Es ist nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger sich in der Zeit vom 21. MÃ¤rz 1963 bis 4.
September 1972 im katholischen Kinderheim in der D-StraÃ�e in D-Stadt
aufgehalten hat. Dies ergibt sich sowohl aus den Akten des Jugendamtes der Stadt
Mainz, wie auch aus dem Eintrag im damaligen Belegbuch des Kinderheims (Bl. 118
der Gerichtsakte). Auch die Ausbildungszeit bei der BÃ¤ckerei L. in D-Stadt (L-
StraÃ�e) vom 4. September 1972 bis 13. Juni 1975 ist nachgewiesen. Die
Ausbildungszeit des KlÃ¤gers ist ebenfalls in den Akten des Jugendamtes der Stadt
Mainz dokumentiert. Am 13. Juni 1975 hat der KlÃ¤ger die Ausbildung beendet. Das
Abschlusszeugnis befindet sich in den Akten. Zudem haben die Eheleute L. und M.
L. mit Schreiben vom 4. Oktober 2016 bestÃ¤tigt, dass der KlÃ¤ger bei ihnen in der
Lehre gewesen sei und auch ein Herr O. O. jahrelang bei ihnen beschÃ¤ftigt
gewesen sei.

(b) Das Vorbringen des KlÃ¤gers zu den selbst erlebten Misshandlungen, sexuellen
Ã�bergriffen und seelischen Leiden hÃ¤lt die entscheidende Kammer fÃ¼r
glaubhaft.

Der KlÃ¤ger hat im Laufe des Verfahrens mehrfach Erlebnisse aus der Zeit seines
Aufenthalts im Kinderheim in der D-StraÃ�e in D-Stadt und wÃ¤hrend der
Ausbildungszeit in der BÃ¤ckerei L. geschildert. Signifikante Abweichungen im
Vorbringen oder erhebliche WidersprÃ¼che lassen sich nicht feststellen. Im
Interview mit dem Gutachter Prof. Dr. X. hat der KlÃ¤ger anschauliche Details und
Einzelheiten Ã¼ber die sexuellen Ã�bergriffe durch den PrÃ¤laten Dr. K. und andere
Personen geschildert, insbesondere wÃ¤hrend der Zeit als Ministrant. In dieser Zeit
war der KlÃ¤ger nicht nur psychischen Misshandlungen (durch DemÃ¼tigungen und
dem Zwang zu Dr. K. gehen zu mÃ¼ssen, sowie Einsperren im kalten Keller) und
kÃ¶rperlichen Misshandlungen (durch SchlÃ¤ge, auch mit GegenstÃ¤nden)
ausgesetzt, sondern â�� im Alter der eigenen PubertÃ¤t â�� auch zahlreichen
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sexuellen Ã�bergriffen. Besonders prÃ¤gend in der Jugendzeit des KlÃ¤gers war der
sexuelle (Einzel-) Missbrauch durch den PrÃ¤laten Dr. K. (aa), die Teilnahme an
sexuellem (Gruppen-) Missbrauch, durch von Dr. K. organisierte Treffen (sog.
Sexpartys) (bb), das Erlebnis mit dem schwangeren, erhÃ¤ngten MÃ¤dchen (cc) und
der sexuelle Missbrauch wÃ¤hrend seiner Ausbildung in der BÃ¤ckerei L. durch den
dortigen Gesellen (dd). Dagegen sind etwaige Medikamentenversuche an dem
KlÃ¤ger nicht nachgewiesen.

(aa) Zum sexuellen Missbrauch durch Dr. K. gibt der KlÃ¤ger an, er sei sein
persÃ¶nlicher Messdiener gewesen. Ab einem Alter von 6 Jahren sei es zu
BerÃ¼hrungen gekommen und ab 8 Jahren dann zu Vergewaltigungen, solange bis
er mit 14 bzw. 15 gerade Jahren das Heim verlassen habe. Er sei von Dr. K. unter
dem Vorwand, im Haus oder Garten helfen zu sollen, einbestellt worden und wenn
er sich geweigert habe, dort hinzugehen, hÃ¤tten ihn die Nonnen gezwungen, durch
SchlÃ¤ge oder dadurch, dass sie ihn hingebracht hÃ¤tten. Dies sei ein- bis dreimal
pro Woche erfolgt. Bei Dr. K. sei es zu Oralverkehr und sehr schmerzhaftem
Analverkehr gekommen. Er sei Ã¼ber die Kniebank gelegt worden, damit der
PrÃ¤lat leichter von hinten habe in ihn eindringen kÃ¶nnen. Dies sei dessen
Lieblingsstellung gewesen. Dabei sei er festgehalten worden. Es sei so weit
gegangen, dass er geblutet habe. ZunÃ¤chst habe Dr. K. ihn alleine missbraucht,
dann sei noch ein weiterer Mann dabei gewesen und schlieÃ�lich habe es sich hin
zu "Sexpartys" ausgeweitet.

(bb) Dr. K. sei ein hochrangiger Geistlicher der katholischen Kirche gewesen, der
auch andere Personen (Freunde und Politiker) zu sog. "Sexpartys" eingeladen habe.
Dazu sei es etwa alle drei bis vier Monate gekommen. Vor allem wenn irgendwelche
Feierlichkeiten angestanden hÃ¤tten, wie auch politische Ereignisse, z.B. ein
Wechsel in der Landesregierung. Der KlÃ¤ger sei in dieser Zeit im Alter zwischen 8
und 14 bzw. gerade 15 Jahren gewesen. Bei den Gruppenvergewaltigungen seien
andere Jungen und auch MÃ¤dchen dabei gewesen, so auch das spÃ¤ter erhÃ¤ngte
MÃ¤dchen. Es habe einen Raum gegeben, in dem die Nonnen die Herren mit
GetrÃ¤nken und Speisen bedient hÃ¤tten, in der anderen Ecke seien die Kinder
vergewaltigt worden. Die Nonnen hÃ¤tten daran verdient. Die anwesenden Herren
hÃ¤tten groÃ�zÃ¼gig gespendet. Er habe es mehrfach gesehen. Meistens seien
zwei Jungen und ein MÃ¤dchen dabei gewesen. Die Meisten, der beteiligten Herren,
hÃ¤tten schwule Neigungen gehabt, deswegen seien auch mehr Jungen als
MÃ¤dchen dazu geholt worden. Wenn einer mal ein MÃ¤dchen gewollt hÃ¤tte, dann
habe er eins bekommen. Die MÃ¤dchen seien zwischen 8 und 12 Jahren alt
gewesen. Er habe ihre Schreie heute noch im Ohr. Es seien Betten gemacht
gewesen, mit LeinentÃ¼chern, wenn es vorbei gewesen sei, und bei den Kindern
Geschlechtsorgane aufgerissen seien, dann seien die BetttÃ¼cher blutig gewesen.
An den Abenden der "Sexpartys", seien sie vier- bis fÃ¼nfmal genommen worden.
Es seien mal drei, mal fÃ¼nf oder auch mal sieben Herren im Alter zwischen 40 und
60 Jahren beteiligt gewesen. Es sei auch zu sexuellen Kontakten mehrerer MÃ¤nner
mit einem Kind gekommen, bei denen gleichzeitig Anal- und Oralverkehr
stattgefunden habe. Das GebrÃ¼ll, das die MÃ¤dchen dann losgelassen hÃ¤tten,
sei ihm heue noch in den Ohren. Die meisten der damals beteiligten Kinder seien
heute tot. Viele hÃ¤tten sich selbst umgebracht, so auch sein bester Freund Y.
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(cc) Bei den "Sexpartys" habe er ein MÃ¤dchen kennengelernt. Damals sei er 10
oder 11 Jahre alt gewesen, das MÃ¤dchen sei etwa ein Jahr jÃ¼nger als er gewesen.
Als sie dann 12 Jahre alt war und er 13 Jahre, sei es zu einem prÃ¤genden Vorfall
gekommen. Sie seien wieder bei "Sexpartys" dabei gewesen. Das MÃ¤dchen sei
schwanger geworden und habe es nicht mehr ausgehalten. Er habe versucht ihr zu
helfen und habe sie dann 14 Tage spÃ¤ter tot aufgefunden. Er sei mit dem
MÃ¤dchen zusammen bei der Polizei und anderen BehÃ¶rden gewesen. Ã�berall
habe man sie als LÃ¼gner dargestellt. Eines Tages sei das MÃ¤dchen
verschwunden. Er habe sie beim Abendessen vermisst und nach ihr gesucht. Er sei
zum Speicher hochgelaufen und habe sie dort erhÃ¤ngt aufgefunden. Er glaube
jedoch nicht an Selbstmord. Es habe keine Aufstiegshilfe gegeben. Er vermutet,
dass das MÃ¤dchen zu viel gewusst habe. Vielleicht habe sie den Namen des Herren
gekannt, von wem sie schwanger geworden sei. Er sei entsetzt gewesen, als er sie
erhÃ¤ngt gesehen habe und sei innerlich zerbrochen. Wenige Tage zuvor habe er
noch versucht, ihr zu helfen. Wenn ihnen nur jemand zugehÃ¶rt hÃ¤tte, wÃ¤re das
MÃ¤dchen vielleicht am Leben geblieben. Es sei entsetzlich gewesen. Danach sei er
aggressiv geworden und habe versucht sich kÃ¶rperlich zu wehren, dies habe aber
nur weitere SchlÃ¤ge durch die Nonnen hervorgerufen.

(dd) Im Alter von 15 Jahren ist der KlÃ¤ger zur Ausbildung in die BÃ¤ckerei L. in D-
Stadt gekommen. Dort hat er bis zum Alter von 17 Jahren gewohnt. Sein Bett habe
in einem Durchgangszimmer gestanden. Dahinter habe sich das Zimmer des 10
Jahre Ã¤lteren Gesellen O. O. ("O.") befunden. Dieser habe viel Alkohol getrunken.
Gleich in der ersten Nacht sei er Ã¼ber ihn hergefallen. Dies sei dann jeden zweiten
Tag geschehen und habe schlagartig aufgehÃ¶rt, nachdem er den Gesellen
zusammengeschlagen habe.

Bei seinen Schilderungen gibt der KlÃ¤ger eigene GefÃ¼hle und persÃ¶nliche
Reaktionen an, er schildert Angst, sogar Todesangst, Hass und Ekel, er habe sich
beschmutzt und verdreckt gefÃ¼hlt. Er habe einfach unter Wasser gewollt, um alles
weg zu spÃ¼len, habe aber weder duschen noch baden dÃ¼rfen. Er gibt auch an,
sich verkrochen und einen Ausgleich gesucht zu haben, in dem er viel gelesen
habe. Durch das "Verkriechen" habe er versucht, sich dem Zugriff der Nonnen zu
entziehen. Mehrmals gibt der KlÃ¤ger bei seinen Schilderungen zu den "Sexpartys"
an, er habe die Schreie ("das GebrÃ¼ll") der MÃ¤dchen heute noch in den Ohren.
Zum Auffinden des erhÃ¤ngten MÃ¤dchens schildert der KlÃ¤ger, das Geschehnis
werde er nie wieder los. Man kÃ¶nne vieles vergessen, aber das Gesicht dieses
MÃ¤dchens werde er nie vergessen, es sei so friedlich gewesen.

Die Schilderungen des KlÃ¤gers enthalten anschauliche Details und Einzelheiten,
wie blutverschmierte Bettlaken bei den "Sexpartys" und die heftigen Schreie der
missbrauchten Kinder. Auch schildert der KlÃ¤ger anschaulich, wie er nach den
"Sexpartys" zurÃ¼ck ins Heim laufen musste und dabei Schmerzen hatte und
merkte, wie ihm das Blut die Beine herunterfloss. Die Jungen hÃ¤tten damals noch
Lederhosen getragen. Es habe alles in einem engen rÃ¤umlichen Zusammenhang
stattgefunden. Das Kinderheim sei vom Dom etwa 150 m weg gewesen, vom
BischÃ¶flichen Ordinariat ca. 50 m. Der KlÃ¤ger gibt an, wenn der Bahnhof in der
NÃ¤he gewesen wÃ¤re, heute mit Sicherheit nicht mehr am Leben zu sein, dann
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hÃ¤tte er sich umgebracht. Nach einer Vergewaltigung hÃ¤tte er jedoch nicht die
Kraft dazu gehabt, noch bis zum Bahnhof zu laufen.

Er habe Verletzungen durch SchlÃ¤ge (teilweise mit Stangen und Stahlrohren) und
Analeinrisse davongetragen. Der Kopf sei mehrfach gegen die Wand geschlagen
worden. Auch sei es zu mehreren ArmbrÃ¼chen gekommen. Der KlÃ¤ger schildert,
die Nonnen hÃ¤tten "mit allem gehauen", was sie in die HÃ¤nde bekommen
hÃ¤tten. Dazu sei es vor allem vor und nach den "Sexpartys" gekommen.

Der KlÃ¤ger schildert auch, wie sehr ihn das alles belaste, und dass er bei seinem
letzten Besuch in D-Stadt "einfach zusammengebrochen" sei. Er kÃ¶nne nicht mehr
nach D-Stadt gehen und er kÃ¶nne sich auch keine katholische Messe mehr im
Fernsehen anschauen.

Der KlÃ¤ger Ã¤uÃ�ert auch, wie schwer es fÃ¼r ihn war, den Gutachter
Ã¼berhaupt aufzusuchen und sich der Begutachtungs-Situation zu stellen, Ã¼ber
die damaligen Ereignisse ausfÃ¼hrlich berichten zu mÃ¼ssen.

All das spricht fÃ¼r authentische Angaben des KlÃ¤gers, von selbst Erlebtem und
belegt zur Ã�berzeugung des Gerichts, dass der KlÃ¤ger vor allem wÃ¤hrend seines
Heimaufenthaltes in D-Stadt heftigen kÃ¶rperlichen und psychischen
Misshandlungen, sowie in erheblichem Umfang sexuellem Missbrauch ausgesetzt
war.

Die Ã�berzeugung des Gerichts von erlittenem Missbrauch und Misshandlungen des
KlÃ¤gers vermag auch nicht zu erschÃ¼ttern, dass die Schwester Z. Z. bei einem
GesprÃ¤ch mit dem KlÃ¤ger am 22. MÃ¤rz 2013 geÃ¤uÃ�ert hat, es habe keinen
Anlass gegeben, sexuellen Missbrauch anzunehmen und dass ihr auch nichts von
einem erhÃ¤ngten MÃ¤dchen bekannt sei. So ist schon nicht klar, wann diese
Nonne sich genau in dem Kinderheim D-StraÃ�e in D-Stadt aufgehalten hat und was
ihre Aufgabe dort war, vor allem inwieweit sie Ã¼berhaupt persÃ¶nlichen Kontakt
zu dem KlÃ¤ger hatte. Angaben dazu finden sich nicht. Die Schwester gab allerdings
an, 1972 zum Studium wegegewesen zu sein und sich nicht in D-Stadt aufgehalten
zu haben. Wann genau die Studienzeit stattgefunden hat, ist nicht bekannt.
Entsprechendes gilt auch soweit vom Orden der H. Schwestern angegeben wird,
damals dort tÃ¤tige Nonnen hÃ¤tten die Behauptungen des KlÃ¤gers nicht
bestÃ¤tigt. Insoweit fehlen jede Angaben dazu, welche Nonnen befragt wurden,
wann diese in D-Stadt waren, welche TÃ¤tigkeiten ihnen dort oblegen haben und ob
sie den KlÃ¤ger kannten. MÃ¶glicherweise wird belastendes Verhalten der Nonnen
aber auch in der eigenen Erinnerung zum Selbstschutz verdrÃ¤ngt.

Auch der Umstand, dass bei BehÃ¶rden und der Staatsanwaltschaft nichts zu dem
Vorfall bezÃ¼glich des erhÃ¤ngten MÃ¤dchens bekannt ist, vermag die
Glaubhaftigkeit der Angaben des KlÃ¤gers nicht zu erschÃ¼ttern. Unklar ist ob und
wie dieser Todesfall Ã¼berhaupt dokumentiert und gemeldet wurde, zudem
dÃ¼rfte davon auszugehen sein, dass bei einem "Selbstmord" keine weiteren
Ermittlungen durchgefÃ¼hrt worden sind.
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Ebenso vermag auch der Umstand, dass die Eheleute L. und M. L. mit Schreiben
vom 4. Oktober 2016 mitgeteilt haben, dass ihnen sexuelle Ã�bergriffe nicht
aufgefallen seien, bzw. ihnen nicht bekannt seien, die Glaubhaftigkeit der Angaben
des KlÃ¤gers nicht zu erschÃ¼ttern. Die Eheleute L. waren bei den Ã�bergriffen des
Gesellen O. O. nicht dabei und es ist unklar, ob sie davon Ã¼berhaupt etwas
mitbekommen haben.

(c) Nicht nur der KlÃ¤ger selbst berichtet von sexuellen Ã�bergriffen durch den
PrÃ¤laten Dr. K. wÃ¤hrend seines Heimaufenthalts in D-Stadt. Der Justitiar des
Bistums D-Stadt, T. T., hat mit Schreiben vom 4. April 2019 dargelegt, dass auch
andere Zeugenaussagen eine TÃ¤terschaft des verstorbenen PrÃ¤laten Dr. K. K. in
anderen FÃ¤llen bestÃ¤tigt haben. So dass sie nun davon ausgingen, dass auch der
KlÃ¤ger Opfer dieses Herrn geworden sei. In einem weiteren Schreiben vom 19.
August 2019 konkretisiert Herr T., es hÃ¤tten sich inzwischen zwei weitere
Betroffene bei ihren Ansprechpartnern fÃ¼r sexuellen Missbrauch gemeldet, deren
Aussagen als glaubhaft gewertet wÃ¼rden. Das Bistum gehe in seiner
Verwaltungspraxis im Zusammenhang mit sog. "AntrÃ¤gen in Anerkennung des
Leids" nach den Richtlinien der Deutschen Bischofskonferenz davon aus, dass bei
verstorbenen mutmaÃ�lichen TÃ¤tern, die von mehr als einem Zeugen benannt
wÃ¼rden, eine Missbrauchshandlung vorliege. Dies sei hier der Fall.

Von der Vernehmung von Zeugen hat das Gericht abgesehen. Herr T. hat die
Namen der anderen ehemaligen Heimkinder, die ebenfalls Anschuldigungen wegen
sexueller Ã�bergriffe des PrÃ¤laten Dr. K. erhoben haben, dem Gericht nicht
benannt. Zudem war auch nicht zu erwarten, dass sie zu konkreten
Missbrauchstaten an dem KlÃ¤ger Angaben machen kÃ¶nnen.

Die vom KlÃ¤ger selbst benannten Zeugen P. P. und Q. Q. waren "um die 70er
Jahre" im Kinderheim Oberammergau in Bayern. Da diese beiden Personen nicht im
Kinderheim im D-Stadt gelebt haben, kÃ¶nnen sie zu den dortigen VorfÃ¤llen und
Ereignissen keine Angaben machen.

(2) Zur Ã�berzeugung der Kammer steht nach der durchgefÃ¼hrten
Beweisaufnahme durch Einholung eines psychiatrischen Gutachtens von Prof. Dr. X.
mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit fest, dass der KlÃ¤ger allein wegen der
wÃ¤hrend seines Heimaufenthalts in den Jahren von 1963 bis 1972 und der
anschlieÃ�enden Ausbildungszeit von 1972 bis 1975 erlittenen
Missbrauchshandlungen schwerbeschÃ¤digt ist und aufgrund dessen die
Voraussetzung des Â§ 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 OEG vorliegt. GemÃ¤Ã� Â§ 10a Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 OEG besteht ein Versorgungsanspruch nur, solange der Anspruchsteller
allein infolge der auÃ�erhalb des zeitlichen Anwendungsbereichs des OEG
stattgefundenen SchÃ¤digung schwerbeschÃ¤digt ist. SchwerbeschÃ¤digung liegt
nach Â§ 31 Abs. 2 BVG vor, wenn der Grad der SchÃ¤digungsfolgen (GdS)
mindestens 50 betrÃ¤gt. Die Kernfrage besteht darin, ob festgestellt werden kann,
dass ab dem Zeitpunkt der Antragstellung (am 24. April 2015) bis heute bei dem
KlÃ¤ger ein GdS von mindestens 50 allein wegen der SchÃ¤digung vorliegt. Ein
Versorgungsanspruch besteht nur, solange die SchwerbeschÃ¤digung allein durch
die Tat verursacht ist. Das rechtliche Erfordernis, dass allein durch die
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Vorkommnisse wÃ¤hrend des Heimaufenthalts in der Kindheit und der
Ausbildungszeit des KlÃ¤gers ein GdS von 50 erreicht sein muss, gilt also nicht nur
fÃ¼r einen bestimmten Stichtag, sondern wÃ¤hrend des gesamten
Versorgungsbezugs (Dauervoraussetzung).

Zur Ermittlung der HÃ¶he des GdS gilt folgendes: Nach Â§ 30 Abs. 1 BVG ist der
Grad der SchÃ¤digungsfolgen nach den allgemeinen Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, die durch die als SchÃ¤digungsfolge anerkannten
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen GesundheitsstÃ¶rungen bedingt sind, in
allen Lebensbereichen zu beurteilen (Satz 1). Bei der Beurteilung des GdS sind die
Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze zu Â§ 2 der Verordnung zur
DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, des Â§ 30 Abs. 1 und des Â§ 35 Abs. 1 des
Bundesversorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Verordnung -VersMedV-) zu
beachten.

Zur Ã�berzeugung der entscheidenden Kammer ist der KlÃ¤ger schwerbeschÃ¤digt
(a) und ist diese SchÃ¤digung auch mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit auf
die stattgefundenen kÃ¶rperlichen und seelischen Ã�bergriffe zur Zeit des
Heimaufenthalts und der Ausbildung in D-Stadt in den Jahren 1963 bis 1975
zurÃ¼ckzufÃ¼hren (b).

(a) Nach den Feststellungen im gerichtlich eingeholten Gutachten des Prof. Dr. X.
vom 26. Oktober 2019 leidet der KlÃ¤ger unter einer schweren posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung (PTBS) (ICD-10: F43.1). Der jahrelange sexuelle Missbrauch und
teilweise auch die kÃ¶rperlichen Misshandlungen erfÃ¼llten das A1-Kriterium einer
PTBS. Das B-Kriterium werde durch die vorhandenen Intrusionen erfÃ¼llt. Die
Vermeidung des Widerauftretens belastender Nachhallerinnerung z.B. durch
Arbeitsplatzwechsel oder den RÃ¼ckzug aus sozialen Beziehungen trete ebenfalls
auf (C-Kriterium). Auch das D1 Kriterium werde in Form teilweiser Amnesie erfÃ¼llt.
Das D2-Kriterium, die erhÃ¶hte Schreckhaftigkeit bzw. Hypervigilanz, liege ebenfalls
vor. Die PTBS gehe im konkreten Fall einher mit GesundheitsstÃ¶rungen wie
depressiver Verstimmung, GefÃ¼hlstaubheit und unterdrÃ¼ckung,
Interessenverlust, reduzierter allgemeiner Lebenszufriedenheit und
LeistungsfÃ¤higkeit bedingt durch Intrusionen, Vermeidung sozialer Kontakte,
GefÃ¼hle von Entfremdung und Isolation, Schlaf- und KonzentrationsstÃ¶rungen,
verbunden mit Ã¼bermÃ¤Ã�iger Wachsamkeit und Schreckhaftigkeit. Diese
gewaltbedingten GesundheitsstÃ¶rungen und SchÃ¤digungsfolgen bestÃ¼nden
auch heute noch fort. Der Grad der SchÃ¤digungsfolgen betrage bei der
vorhandenen Schwere der StÃ¶rungen als Folge psychischer Traumen mit
mittelgradigen Anpassungsschwierigkeiten und weiteren Folgeerscheinungen seit
der Antragstellung im April 2015 bei dem KlÃ¤ger 70 von 100. Die
SchÃ¤digungsfolgen wirkten sich seit Jahren unverÃ¤ndert aus.

Das Gericht folgt den schlÃ¼ssigen und nachvollziehbaren gutachterlichen
Feststellungen des Gutachters Prof. Dr. X. Nach Ziffer B 3.7 der Versorgungsmedizin-
Verordnung sind leichtere psychovegetative oder psychische StÃ¶rungen mit einem
GdS von 0 â�� 20 zu bewerten. StÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.B. ausgeprÃ¤gtere
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depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen,
Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) werden mit einem
GdS von 30 â�� 40 bewertet. Und schwere StÃ¶rungen (z.B. schwere
Zwangskrankheiten) mit mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten mit
einem GdS von 50 â�� 70 bzw. mit schweren sozialen Anpassungsschwierigkeiten
mit einem GdS von 80 â�� 100. Dem Gutachter ist darin zu folgen, dass bei dem
KlÃ¤ger schwere psychische StÃ¶rungen vorliegen mit mittelgradigen
Anpassungsschwierigkeiten.

Nach den umfassenden Testungen und Feststellungen des Gutachters Prof. Dr. X.
liegen zur Ã�berzeugung des Gerichts bei dem KlÃ¤ger schwere StÃ¶rungen mit
mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten vor. Der Gutachter fÃ¼hrt aus,
es bestÃ¼nden bei dem KlÃ¤ger deutliche psychische und kÃ¶rperliche
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in Form einer depressiven StÃ¶rung, von
ausgeprÃ¤gtem Vermeidungsverhalten, von vorhandenen Intrusionen,
Ã¼bermÃ¤Ã�iger Wachsamkeit und Schreckhaftigkeit, eingeschrÃ¤nkter
RegulationsfÃ¤higkeit und Reizbarkeit, von reduzierter psychophysischer
Belastbarkeit und vorzeitiger ErschÃ¶pfbarkeit, reduzierter allgemeiner
Lebenszufriedenheit und deutlicher BeeintrÃ¤chtigung des SelbstwertgefÃ¼hls.
Allgemein seien bei dem KlÃ¤ger durch diese Symptome die Bereiche
Affektregulation, Beziehungen zu anderen Menschen, Arbeit einschlieÃ�lich
Hausarbeit, Erotik und seine Lebenseinstellung und allgemeine LeistungsfÃ¤higkeit
betroffen. Die geschilderten Beschwerden seien bedingt durch wiederholte und
anhaltende traumatisierende EinflÃ¼sse wÃ¤hrend seines knapp 10-jÃ¤hrigen
Heimaufenthalts im katholischen Schwesternheim D-StraÃ�e in D-Stadt im Alter von
6 bis 14 bzw. gerade 15 Jahren und in geringerem Umfang auch durch den
sexuellen Missbrauch durch den Gesellen in der BÃ¤ckerei L. in der Zeit von 1972
bis 1975, der durch den KlÃ¤ger nach zwei Jahren dadurch beendet worden sei,
dass er den Gesellen massiv verprÃ¼gelt habe. Diese traumatisierenden
Erfahrungen hÃ¤tten schon wenige Monate nach dem Beginn der Erfahrungen des
schweren sexuellen und kÃ¶rperlichen, sadistisch gefÃ¤rbten Missbrauchs zum
Vollbild einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung gefÃ¼hrt, die trotz
Schwankungen in der AusprÃ¤gung bis zum heutigen Tag unvermindert vorhanden
sei, wie sich immer wieder in den Schilderungen im CAPS-Interview gezeigt habe.
Das CAPS (Clinician Administered PTSD Scale) â�� Interview ist ein strukturiertes
klinisches Interview, anhand dessen die Diagnose der PTBS fÃ¼r verschiedene
ZeitrÃ¤ume erfasst wird.

Der Gutachter Prof. Dr. X. legt dar, dass der vom KlÃ¤ger gefÃ¼hrte Kampf um
Gerechtigkeit und Anerkennung seiner schweren traumatischen Erfahrungen vor
allem der Widerherstellung seiner Selbstachtung und einer kompensatorischen
Widerherstellung seiner verlorenen SelbstkohÃ¤renz gedient habe, ohne die der
KlÃ¤ger vermutlich wie manche andere ehemalige Heimkinder auch, die sich das
Leben genommen haben, nicht mehr am Leben wÃ¤re, entweder weil er
aufgegeben und sich umgebracht hÃ¤tte oder weil durch die enorm belastende
Auseinandersetzung mit seinen Erfahrungen bei wiederkehrender Hilf- und
Hoffnungslosigkeit auch die kÃ¶rperliche WiderstandsfÃ¤higkeit
zusammengebrochen wÃ¤re.
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Der KlÃ¤ger leide auf psychischem Fachgebiet unter BerÃ¼cksichtigung der
dargestellten FunktionseinschrÃ¤nkungen an einer rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittel- bis schwergradige Episode (F33.2) als
TraumafolgestÃ¶rung und einer mittlerweile chronischen schweren
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung (PTBS), die sowohl testpsychologisch als
auch psychopathologisch nachzuweisen sei. DarÃ¼ber hinaus bestÃ¼nden
mÃ¶gliche und auch wahrscheinliche ZusammenhÃ¤nge zu den in der Kindheit
erfahrenen Traumatisierungen in Bezug auf die Entstehung des Ã�bergewichts und
des Diabetes mellitus sowie des Bluthochdrucks.

Nach den ICD-10 mÃ¼sse ein kurz- oder langanhaltendes Ereignis oder Geschehen
von auÃ�ergewÃ¶hnlicher Bedrohung oder mit katastrophalem AusmaÃ� erfahren
worden sein, dass nahezu bei jedem tiefgreifende Verzweiflung auslÃ¶sen wÃ¼rde.
Im Fall des KlÃ¤gers lÃ¤gen mindestens zwei chronisch traumatisierende
Situationen als AuslÃ¶ser der PTBS vor, ein etwa 1000 x wiederholter sexueller
Missbrauch in Form von Anal- und Oralverkehr, auch durch mehrere MÃ¤nner und
erdulden von Erniedrigungen und massiver kÃ¶rperlicher Gewalt (mit mehrfachen
KnochenbrÃ¼chen), sowie etwa ein zwei Jahre andauernder analer und oraler
sexueller Missbrauch durch den Gesellen in der BÃ¤ckerei L. Die Folgen seien
groÃ�e Angst, GefÃ¼hle der Hilflosigkeit und von Entsetzen und dem Empfinden
von Lebensbedrohung, der Verletzung kÃ¶rperlicher Unversehrtheit (A-Kriterium).
Dazu komme, dass fÃ¼r ein 7 bis 15-jÃ¤hriges Kind die geschilderte Situation
zumindest am Anfang vÃ¶llig unberechenbar und Ã¼berwÃ¤ltigend gewesen sei.
Der KlÃ¤ger habe zeitweise unter Schock gestanden oder dissoziierte, letzteres bis
in die Gegenwart.

Im Kontext der gesamten Heimsituation und den willkÃ¼rlichen und sadistischen
sexuellen Missbrauchspraktiken sei bei dem KlÃ¤ger neben Angst- und
SchamgefÃ¼hlen, weniger SchuldgefÃ¼hlen, das Empfinden totaler Auslieferung
und eines vollstÃ¤ndigen Verlusts der Selbstwirksamkeit und Selbstachtung
entstanden. UnterstÃ¼tzend fÃ¼r diese Annahme sei die Traumadefinition von
Fischer und Riedesser (2009): "Ein psychisches Trauma ist ein vitales
Diskrepanzerlebnis zwischen bedrohlichen Situationsfaktoren und den individuellen
BewÃ¤ltigungsmÃ¶glichkeiten, das mit GefÃ¼hlen von Hilflosigkeit und schutzloser
Preisgabe einhergehe und so eine dauerhafte ErschÃ¼tterung des Selbst- und
WeltverstÃ¤ndnisses bewirkt." Dies kÃ¶nne man bei dem KlÃ¤ger zweifelsfrei
feststellen.

Auch der behandelnde Psychotherapeut, Dipl.-Psychologe Dr. W. hat im
Befundbericht vom 20. Juli 2018 die Symptomatik des KlÃ¤gers in Ã¤hnlicher Weise
beschrieben und identische Diagnosen gestellt. Die dort beschriebenen
FunktionseinschrÃ¤nkungen stimmen weitestgehend mit den vom Gutachter Prof.
Dr. X. festgestellten EinschrÃ¤nkungen Ã¼berein. Der KlÃ¤ger war bereits damals
nicht belastbar und nur gelegentlich in sehr geringem Umfang arbeitsfÃ¤hig.

Der Gutachter Prof. Dr. X. fÃ¼hrt weiter aus, spÃ¤testens seit 2009 (als bei dem
KlÃ¤ger seine eigenen Erlebnisse durch die Berichte im Zusammenhang mit den
Ereignissen an der CC schule, in deren unmittelbaren NÃ¤he er damals wohnte,
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wieder "hoch kamen") sei bei dem KlÃ¤ger ein Zustand des Getriebenseins
entstanden, das erlittene Unrecht in Form des vielfachen und grausamen
Missbrauchs fast etwas hyperaktiv und kontraphobisch zu bewÃ¤ltigen. Dieser
Kampf als Lebensrettung, zur Rettung seiner Selbstachtung und seines nahezu
zerstÃ¶rten SelbstgefÃ¼hls, habe der Abwehr von Scham, Ohnmacht und Angst
gedient. Man spreche hier von einer WutstÃ¶rung, die z.B. auch bei Veteranen
beschrieben werde. Der KlÃ¤ger habe sich fÃ¼r den Kampf entschieden, weshalb er
auch in den letzten Jahren trotz immer wieder vorhandener schwerer persÃ¶nlicher
Belastung durch Konfrontation mit der Vergangenheit weiter um seine Rechte
gekÃ¤mpft habe. Im Grunde sei er heute noch beherrscht von permanenten
BedrohungsgefÃ¼hlen, einer Hab-Acht-Stellung in Form stÃ¤ndiger Hypervigilanz
und doch auch bereit zu kÃ¤mpfen, anstatt zu fliehen.

Die Ã¼ber viele Jahre andauernden traumatischen Erfahrungen, die der KlÃ¤ger
insbesondere wÃ¤hrend seines Aufenthalts im katholischen Schwesternheim in D-
Stadt gemacht hatte, fÃ¼hrten zur Entwicklung eines Traumaschemas, als
Ausdruck des Regulationsverlusts. In diesem Traumaschema enthalten seien die
Erinnerungen an den Ablauf des Traumas, die wÃ¤hrenddessen vorhandenen
weiteren ErlebnisphÃ¤nomene und ein subjektives Bild von Hilflosigkeit und
Schutzlosigkeit angesichts vorhandener Bedrohung. Normalerweise vorhandene
kognitiv-emotionale FÃ¤higkeiten stÃ¼nden aufgrund der akuten Belastungen nicht
mehr zur assimilativen Verarbeitung zur VerfÃ¼gung und die bedrohliche Situation
mÃ¼sse abgewehrt werden bzw. eine Anpassung an diese werde notwendig. Eine
intensive und andauernde traumaspezifische psychotherapeutische Behandlung
habe zwar stattgefunden, sei jedoch nicht ausreichend gewesen. Daher sei das
Traumaschema bei dem KlÃ¤ger auch hÃ¶chstens in Teilen bearbeitet gewesen.
DafÃ¼r sprÃ¤chen die Chronifizierung der PTBS und die bestehende Symptomatik.

Durch die bei dem KlÃ¤ger immer wieder auftauchenden dissoziativen Momente
und Depersonalisations- und Derealisationserscheinungen sei die Aufmerksamkeit
eingeschrÃ¤nkt, durch RÃ¼ckzug und Vermeidung (auÃ�erhalb des Themas
Trauma) und sein untergrÃ¼ndiges GefÃ¼hl des Bedrohtseins seien globale
psychosoziale Funktionen eingeschrÃ¤nkt. Die massiven SchlafstÃ¶rungen
verhinderten eine aufmerksame und teilnehmende Tagesgestaltung. Im sozialen
Kontakt ebenfalls stark behindernd sei die ausgeprÃ¤gte Scham Ã¼ber die
erlittenen Traumatisierungen und der deutlich herabgesetzte Selbstwert.

Prof. Dr. X. bewertet die schwere Posttraumatische BelastungsstÃ¶rung mit
mittelgradigen sozialen Anpasungsschwierigkeiten mit einem GdS von 60, sowie
eine rezidivierende depressive StÃ¶rung mit einem GdS von 30 und die
kÃ¶rperlichen SchÃ¤digungsfolgen (Ã�bergewicht, Bluthochdruck und Diabetes
mellitus) als im weiteren Sinne vorhandene TraumafolgestÃ¶rungen ebenfalls mit
einem GdS von 30, den gesamt GdS bewertet der Gutachter mit 70.

Nach Auffassung der entscheidenden Kammer besteht bei dem KlÃ¤ger eine
Posttraumatische BelastungsstÃ¶rung (PTBS) mit mittelgradigen
Anpassungsschwierigkeiten, die in ihrer Gesamtheit und AusprÃ¤gung im oberen
Bereich des Bewertungsrahmens (GdS 50 bis 70) anzusetzen und mit einem GdS
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von 70 zu bewerten ist. Bei mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten ist
fÃ¼r die meisten Berufe von Auswirkungen psychischer VerÃ¤nderungen
auszugehen, die zwar eine Fortsetzung der TÃ¤tigkeit grundsÃ¤tzlich noch
erlauben, jedoch eine verminderte EinsatzfÃ¤higkeit bedingten, die auch eine
berufliche GefÃ¤hrdung einschlieÃ�e. Erhebliche familiÃ¤re Probleme seien in
diesem Falle durch Kontaktverlust und affektive Nivellierung zu erwarten. Es
besteht aber noch keine Isolierung und kein sozialer RÃ¼ckzug in einem Umfang,
der z.B. eine vorher intakte Ehe stark gefÃ¤hrden kann. Schwere soziale
Anpassungsschwierigkeiten in Folge einer psychischen StÃ¶rung sind dadurch
gekennzeichnet, dass eine weitere berufliche TÃ¤tigkeit sehr stark gefÃ¤hrdet oder
ausgeschlossen sei. In diesem Fall seien schwerwiegende Probleme in der Familie
oder im Freundes- und Bekanntenkreis, bis zur Trennung von der Familie, vom
Partner oder Bekanntenkreis, zu finden (vgl. dazu Nieder, Losch, Thomann in:
Behinderungen zutreffend einschÃ¤tzen und begutachten, 2012, S. 86).

Gemessen an diesen Kriterien ist festzustellen, dass der KlÃ¤ger seit Jahren nicht
dazu in der Lage ist, eine regelmÃ¤Ã�ige ErwerbstÃ¤tigkeit ausfÃ¼hren. Von seiner
Ehefrau lebt er getrennt, allerdings besteht noch ein guter Kontakt zu seinen beiden
SÃ¶hnen, so dass nicht von einer gÃ¤nzlichen Isolierung auszugehen ist. Vor
diesem Hintergrund sieht das Gericht die Schwelle zu schweren sozialen
Anpassungsschwierigkeiten â�� ebenso wie der Gutachter â�� als noch nicht
Ã¼bertreten an. Unter Beachtung der schweren BeeintrÃ¤chtigung der
ErwerbstÃ¤tigkeit, wie auch der familiÃ¤ren Belastungen und der durch das Trauma
hervorgerufenen depressiven Symptomatik, sieht das Gericht eine Bewertung der
Posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung und ihrer Folgen mit einem GdS von 70 als
angemessen bewertet an. Das Gericht sieht den Schwerpunkt der
BeeintrÃ¤chtigung des KlÃ¤gers als im psychischen Bereich gegeben an,
hinsichtlich der StÃ¶rungen (Diabetes mellitus, Ã�bergewicht und Bluthochdruck)
hÃ¤lt das Gericht den Ursachenzusammenhang fÃ¼r nicht ausreichend belegt.

Die psychischen BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers bestehen nach den
Darlegungen des Gutachters Prof. Dr. X. auch bereits seit der Beantragung von
OpferentschÃ¤digungsleistungen im April 2015 bis heute anhaltend fort.

(b) Zur Ã�berzeugung der erkennenden Kammer ist auch mit Ã¼berwiegender
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass die massiven Misshandlungen zur Zeit
des Heimaufenthalts von 1963 bis 1972, sowie die Missbrauchserfahrung wÃ¤hrend
der Ausbildungszeit von 1972 bis 1974/75 ursÃ¤chlich fÃ¼r die noch heute
vorhandenen ausgeprÃ¤gten psychischen StÃ¶rungen des KlÃ¤gers sind. Das
entscheidende Gericht folgt dem Gutachter darin, dass die bei dem KlÃ¤ger
bestehenden psychischen StÃ¶rungen â�� in Form einer Posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung mit depressiver Symptomatik â�� mit hoher Wahrscheinlichkeit
als SchÃ¤digungsfolgen anzusehen sind und die erforderliche KausalitÃ¤t gegeben
ist. Der Gutachter Prof. Dr. X. hat Ã¼berzeugend dargestellt, dass die Beschwerden
des KlÃ¤gers durch wiederholte und anhaltende traumatisierende EinflÃ¼sse
wÃ¤hrend des knapp 10 jÃ¤hrigen Heimaufenthalts im katholischen
Schwesternheim D-StraÃ�e in D-Stadt im Alter von 6 bis 15 Jahren und in
geringerem Umfang auch durch den sexuellen Missbrauch durch den Gesellen in
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der BÃ¤ckerei L. in der Zeit von 1972 bis 1974 bedingt sind. Nach den Angaben des
Gutachters ist die Entstehung der PTBS bei dem KlÃ¤ger eindeutig auf die
Ereignisse im katholischen Kinderheim D-StraÃ�e in D-Stadt zurÃ¼ckzufÃ¼hren, in
deutlich geringerem Umfang auf die Erfahrungen mit dem Gesellen der BÃ¤ckerei L.

Ebenso hat auch der behandelnde Diplom-Psychologe Dr. W. W. im Befundbericht
vom 20. Juli 2018 ausgefÃ¼hrt, dass die psychopathologische Symptomatik des
KlÃ¤gers ursÃ¤chlich eindeutig auf langjÃ¤hrige, massive Missbrauchs- und
Gewalterfahrungen als Kind und Jugendlicher in einem katholischen Kinderheim des
Bistums D-Stadt zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.

Im sozialen EntschÃ¤digungsrecht gilt die KausalitÃ¤tstheorie der "wesentlichen
Bedingung". Als Ursache sind unter AbwÃ¤gung ihres verschiedenen Wertes nur die
Bedingungen anzusehen, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu
dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt haben, also annÃ¤hernd gleichwertig sind.
Kommt einer Bedingung eine Ã¼berwiegende Bedeutung zu, so ist sie allein die
wesentliche Bedingung (vgl. LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 27. Juni 2012, â�� L 4
VG 13/09 -, in juris). Im vorliegenden Fall ist nicht erkennbar, dass eine andere
Traumatisierung oder eine andere Ursache eine Ã¼berwiegende Bedeutung fÃ¼r
die (heute noch vorhandenen) psychischen StÃ¶rungen des KlÃ¤gers hat. Die
SchÃ¤digungen und Misshandlungen wÃ¤hrend der Heimunterbringung in der
Kindheit und Jugend waren deshalb wesentliche Bedingung.

(3) Der KlÃ¤ger ist auch bedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 OEG.
BedÃ¼rftig ist ein Anspruchsteller nach Â§ 10a Abs. 2 OEG, wenn sein Einkommen
im Sinne des Â§ 33 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) den Betrag, von dem an
die nach der Anrechnungsverordnung (Â§ 33 Abs. 6 BVG) zu berechnenden
Leistungen nicht mehr zustehen, zuzÃ¼glich des Betrages der jeweiligen
Grundrente, der SchwerstbeschÃ¤digtenzulage sowie der Pflegezulage nicht
Ã¼bersteigt. Damit ist ein Vergleich zwischen dem relevanten Einkommen â��
nicht relevant ist das VermÃ¶gen â�� und einem bestimmten Bedarfssatz
vorzunehmen. Die EinkommensabhÃ¤ngigkeit nach Â§ 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 OEG
gilt auch fÃ¼r die nach dem BVG an sich einkommensunabhÃ¤ngigen Leistungen
wie Grundrente, SchwerstbeschÃ¤digtenzulage und Pflegezulage (Bayerisches LSG,
Urteil vom 18. Februar 2014, â�� L 15 VG 2/09-, in juris, Rdn. 164).

BedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers im Sinne des Â§ 10a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 OEG lag vom
Zeitpunkt der Antragstellung (April 2015) bis zur gerichtlichen Entscheidung
durchgÃ¤ngig vor. Der KlÃ¤ger stand wÃ¤hrend der gesamten Zeit im laufenden
Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II), damit ist seine BedÃ¼rftigkeit ausreichend
nachgewiesen.

(4) Der KlÃ¤ger â�� der in A-Stadt im Kreis BergstraÃ�e lebt â�� hat Ã¼berdies im
Geltungsbereich des OEG seinen Wohnsitz (Â§ 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 OEG).

Die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers sind wie oben dargelegt mit einem
Gesamt-GdS von 70 angemessen bewertet.
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Nach alledem besteht der geltend gemachte EntschÃ¤digungsanspruch des
KlÃ¤gers. Der Ablehnungsbescheid vom 12. Januar 2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. September 2017 waren deshalb aufzuheben und
der Beklagte zu verurteilen, die entsprechenden SchÃ¤digungsfolgen anzuerkennen
und dem KlÃ¤ger die ihm zustehende Versorgung zu gewÃ¤hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
berÃ¼cksichtigt den Ausgang des Verfahrens.

Erstellt am: 15.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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